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Anderungen der Geschiftsordnung zur Aufrechterhaltung des Parlamentsbetriebs unter
auflergewohnlichen Umstinden

Beschluss des Europiischen Parlaments vom 17. Dezember 2020 iiber Anderungen der Geschiftsordnung zur
Aufrechterhaltung des Parlamentsbetriebs unter aufSergew6hnlichen Umstinden (2020/2098(REG))

(2021/C 445/25)

Das Europdische Parlament,

— gestitzt auf die Artikel 236 und 237 seiner Geschiftsordnung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir konstitutionelle Fragen (A9-0194/2020),
1. beschlieRt, an seiner Geschiftsordnung die nachstehenden Anderungen vorzunehmen;

2. betont, dass die durch die COVID-19-Pandemie hervorgerufene Gesundheitskrise zeigt, dass seine Geschiftsordnung
weiterentwickelte Verfahren braucht, um die uneingeschrinkte Funktionsfahigkeit des Parlaments unter verschiedenen
Arten von aufSergewohnlichen Umstinden zu gewihrleisten;

3. unterstreicht die Bedeutung der befristeten Mafnahmen, die von seinem Prisidenten und seinen Organen unter
Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit in der gegenwirtigen Gesundheitskrise ergriffen wurden, um mit solchen aufer-
gewohnlichen Umstinden umzugehen; betont, dass es keine Alternativen zu diesen Mafinahmen gab, um die Kontinuitit
der Arbeit des Parlaments gemafl den Vertrdgen zu gewdahrleisten, und dass sie es dem Parlament ermdglichten, seine
legislativen, haushaltspolitischen und politischen Kontrollfunktionen wihrend der Krise gemdfl den in den Vertrdgen
vorgesehenen Verfahren auszuiiben;

4. betont, dass diese befristeten MafSnahmen vollkommen gerechtfertigt waren und dass durch sie die Gultigkeit aller
Abstimmungen sichergestellt wurde, die wihrend des Zeitraums der Anwendung dieser Mafinahmen durchgefiihrt wurden;

5. weist darauf hin, dass nach besten Kriften fiir angemessene Vorkehrungen fiir Mitglieder mit Behinderungen und ihre
Mitarbeiter gesorgt werden muss, wihrend das Parlament unter aufSergewohnlichen Umstinden titig ist;

6.  vertritt die Auffassung, dass im Einklang mit den derzeitigen befristeten Mafnahmen, die von seinem Prisidenten und
seinen Organen ergriffen wurden, um es dem Parlament zu ermdglichen, seinen Betrieb wahrend der Gesundheitskrise
aufgrund der COVID-19-Pandemie aufrechtzuhalten, die Annahme der nachstehenden Anderungen mittels des alternativen
Systems der elektronischen Abstimmung erfolgen sollte;

7. beschlieRt, dass diese Anderungen am 1. Januar 2021 in Kraft treten, dass sie jedoch erst ab dem 18. Januar 2021
gelten, damit der Prasident und die Konferenz der Prasidenten tiber die Rechtsgrundlage verfiigen, um einen Beschluss
gemifl dem neuen Artikel 237a Absatz 2 Unterabsatz 1 im Voraus zu verabschieden und zu billigen, damit die neuen
Bestimmungen ab dem Tag ihres Geltungsbeginns, namlich mit der Er6ffnung der ersten ordentlichen Tagung des Jahres
2021, uneingeschrankt angewandt werden konnen;

8.  beauftragt seinen Prisidenten, diesen Beschluss dem Rat und der Kommission sowie den nationalen Parlamenten zur

Information zu iibermitteln.

Abinderung 1
Geschiftsordnung des Europdischen Parlaments

Titel XIII a (neu)

Derzeitiger Wortlaut Gednderter Text

TITEL XIlla: AUSSERGEWOHNLICHE UMSTANDE
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Abinderung 2
Geschiftsordnung des Europiischen Parlaments

Artikel 237 a (neu)

Gedinderter Text

Artikel 237a
AufSerordentliche MafSnahmen

1. Dieser Artikel gilt fiir Situationen, in denen das
Parlament aufgrund aufSergewohnlicher und unvorhersehba-
rer, nicht von ihm zu vertretender Umstinde daran gehindert
wird, gemifS den Vertrigen seine Aufgaben wahrzunehmen
und seine Vorrechte auszuiiben, und eine befristete Ausnahme
von den herkémmlichen Verfahren des Parlaments, die an-
derswo in dieser Geschiftsordnung niedergelegt sind, er-
forderlich ist, um auflerordentliche MafSnahmen zu
verabschieden, die es dem Parlament ermoglichen, weiterhin
diese Aufgaben wahrzunehmen und diese Vorrechte auszu-
iiben.

Derartige aufSergewohnliche Umstinde gelten als gegeben,
wenn der Prisident auf der Grundlage zuverlissiger Erken-
ntnisse, die gegebenenfalls von den Dienststellen des Parla-
ments bestitigt wurden, zu dem Schluss kommt, dass es aus
Griinden der Sicherheit oder des Schutzes oder infolge der
fehlenden Verfiigbarkeit technischer Mittel unmoglich oder
gefihrlich ist oder sein wird, dass das Parlament gemif seinen
herkommlichen Verfahren, wie sie anderswo in dieser Ge-
schiftsordnung niedergelegt sind, und seinem angenommenen
Sitzungskalender zusammentritt.

2.  Wenn die Voraussetzungen von Absatz 1 vorliegen, kann
der Prisident im Einvernehmen mit der Konferenz der
Prisidenten beschliefen, eine oder mehrere der MafSnahmen
gemdfS Absatz 3 anzuwenden.

Wenn es aus Griinden unabdingbarer Dringlichkeit unmaoglich
ist, dass die Konferenz der Prisidenten physisch oder virtuell
zusammentritt, kann der Prisident beschliefen, eine oder
mehrere der MafSnahmen gemifS Absatz 3 anzuwenden. Ein
derartiger Beschluss tritt fiinf Tage nach seiner Annahme
aufler Kraft, es sei denn, er wird von der Konferenz der
Prisidenten innerhalb dieses Zeitraums gebilligt.

Nach einem Beschluss des Prisidenten, der von der Konferenz
der Prisidenten gebilligt wurde, kénnen Mitglieder oder eine
oder mehrere Fraktionen, von denen mindestens die mittlere
Schwelle erreicht wird, jederzeit verlangen, dass einige oder alle
der durch diesen Beschluss getroffenen Mafnahmen dem
Parlament einzeln zur Billigung ohne Aussprache vorgelegt
werden. Die Abstimmung im Plenum wird auf die Tages-
ordnung der unmittelbar auf die Vorlage des Antrags
folgenden Sitzung gesetzt. Es kinnen keine Anderungsantriige
eingereicht werden. Erhilt eine MafSnahme nicht die Mehrheit
der abgegebenen Stimmen, wird sie nach der Bekanntgabe des
Abstimmungsergebnisses hinfillig. Uber eine vom Plenum
gebilligte MafSnahme kann nicht wéihrend derselben Tagung
erneut abgestimmt werden.



C 445/208

Amtsblatt der Europdischen Union 29.10.2021

Donnerstag, 17. Dezember 2020

Derzeitiger Wortlaut

Gednderter Text

3. Der in Absatz 2 genannte Beschluss kann sich auf alle
angemessenen MafSnahmen beziehen, die erlassen werden, um
den auflergewohnlichen Umstinden gemif Absatz 1 zu
begegnen, und insbesondere auf die folgenden Mafnahmen:

a) Vertagung einer anberaumten Tagung, einer anberaumten
Sitzung oder eines anberaumten Treffens eines Ausschusses
auf ein spiteres Datum und/oder Absage oder Beschrin-
kung von Treffen von interparlamentarischen Delegationen
und anderen Gremien;

b) Verlagerung einer Tagung, einer Sitzung oder eines
Treffens eines Ausschusses vom Sitz des Parlaments an
einen seiner Arbeitsorte oder an einen externen Ort oder
von einem seiner Arbeitsorte an den Sitz des Parlaments,
an einen der anderen Arbeitsorte des Parlaments oder an
einen externen Ort;

c) Abhaltung einer Tagung oder Sitzung in den Rdium-
lichkeiten des Parlaments, ganz oder teilweise in getrennten
Sitzungsriumen, sodass entsprechende Abstandsregeln ein-
gehalten werden konnen;

d) Abhaltung einer Tagung, einer Sitzung oder eines Treffens
von Organen des Parlaments im Rahmen der Regelung der
Fernteilnahme gemifS Artikel 237c;

e) fiir den Fall, dass durch das Ad-hoc-System fiir die
Vertretung eines Mitglieds gemdfS Artikel 209 Absatz 7
den auflergewishnlichen Umstinden nicht ausreichend
begegnet werden kann, voriibergehende, durch die Fraktio-
nen bestimmte Vertretung von Mitgliedern in einem
Ausschuss, es sei denn, das betreffende Mitglied spricht
sich gegen diese voriibergehende Vertretung aus.

4.  Ein Beschluss gemiifS Absatz 2 ist zeitlich begrenzt, und
in ihm sind die Griinde angegeben, die ihm zugrunde liegen. Er
tritt mit seiner Veroffentlichung auf der Website des Parla-
ments oder, wenn die Umstinde eine derartige Verdffentli-
chung verhindern, mit seiner Veriffentlichung mit den besten
verfiigbaren alternativen Mitteln in Kraft.

Alle Mitglieder werden iiberdies unverziiglich personlich von
dem Beschluss unterrichtet.

Der Beschluss kann gemdf$ dem Verfahren nach Absatz 2 vom
Prisidenten einmal, oder mehr als einmal, fiir einen begrenzten
Zeitraum verlingert werden. In dem Beschluss sind die Griinde
anzugeben, die ihm zugrunde liegen.

Der Prisident widerruft einen gemdfS diesem Artikel ange-
nommenen Beschluss unverziiglich, sobald die in Absatz 1
genannten aufSergewdhnlichen Umstinde, die zu seiner An-
nahme gefiihrt haben, nicht mehr vorliegen.
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5. Dieser Artikel wird nur als letztes Mittel angewandt, und
es werden nur Mafinahmen ausgewihlt und angewandt, die
unbedingt erforderlich sind, um den aufSergewéhnlichen
Umstinden zu begegnen.

Bei der Anwendung dieses Artikels wird insbesondere dem
Grundsatz der reprisentativen Demokratie, dem Grundsatz
der Gleichbehandlung der Mitglieder, dem Recht der Mit-
glieder, ihr parlamentarisches Mandat ungehindert auszuiiben,
einschlieflich ihrer Rechte aus Artikel 167, und ihres Rechts,
frei, einzeln und personlich abzustimmen, sowie dem Protokoll
Nr. 6 zu den Vertrigen iiber die Festlegung der Sitze der
Organe und bestimmter Einrichtungen, sonstiger Stellen und
Dienststellen der Europdiischen Uniongebiihrend Rechnung
getragen.

Abinderung 3
Geschiftsordnung des Europdischen Parlaments
Artikel 237 b (neu)

Gednderter Text

Artikel 237b

Beeintrichtigung des politischen Krifteverhiltnisses innerhalb
des Parlaments

1. Im Einvernehmen mit der Konferenz der Prisidenten
kann der Prisident MafSnahmen ergreifen, die erforderlich
sind, um die Beteiligung von Mitgliedern oder einer Fraktion
zu erleichtern, wenn er auf der Grundlage zuverlissiger
Erkenntnisse zu dem Schluss kommt, dass das politische
Krifteverhiltnis innerhalb des Parlaments ernsthaft beein-
trichtigt ist, weil eine betrichtliche Anzahl an Mitgliedern
oder eine Fraktion aus Griinden der Sicherheit oder des
Schutzes oder infolge der fehlenden Verfiigbarkeit technischer
Mittel nicht in der Lage ist, gemdfS den herkommlichen
Verfahren des Parlaments, wie sie anderswo in dieser Ge-
schiftsordnung niedergelegt sind, an den Beratungen des
Parlaments teilzunehmen.

Der einzige Zweck derartiger MafSnahmen besteht darin, durch
die Anwendung ausgewdhlter technischer Maglichkeiten
gemdfS Artikel 237c Absatz 1 oder durch sonstige angemessene
Moglichkeiten, die demselben Zweck dienen, betroffenen
Mitgliedern die Fernteilnahme zu gestatten.

2. Mafnahmen gemifS Absatz 1 kénnen zugunsten einer
betrichtlichen Anzahl an Mitgliedern angenommen werden,
wenn aufSergewishnliche und unvorhersehbare, nicht von ihnen
zu vertretende Umstinde, die in regionalem Kontext auftreten,
ihre Teilnahme verhindern.

Mafnahmen gemiff Absatz 1 kionnen auch zugunsten von
Mitgliedern einer Fraktion angenommen werden, wenn diese
Fraktion sie beantragt hat und die Nichtteilnahme dieser
Fraktion auf auflergewohnliche und unvorhersehbare, nicht
von ihr zu vertretende Umstinde zuriickgeht.
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3. Artikel 237a Absatz 2 Unterabsitze 2 und 3 und die
Bestimmungen und Grundsitze von Artikel 237a Absitze 4
und 5 gelten entsprechend.

Abinderung 4
Geschiftsordnung des Europdischen Parlaments

Artikel 237 ¢ (neu)

Gednderter Text

Artikel 237c
Regelung der Fernteilnahme

1.  Entscheidet der Prisident gemifS Artikel 237a Absatz 3
Buchstabe d, die Regelung der Fernteilnahme anzuwenden,
kann das Parlament seine Beratungen per Fernteilnahme
fiihren, unter anderem indem allen Mitgliedern gestattet wird,
einige ihrer parlamentarischen Rechte auf elektronischem Weg
auszuiiben.

Entscheidet der Prisident gemdf Artikel 237b, dass im
Rahmen der Regelung der Fernteilnahme ausgewihlte tech-
nische Maglichkeiten eingesetzt werden, gilt dieser Artikel nur
fiir den erforderlichen Umfang und nur fiir die betroffenen
Mitglieder.

2. Durch die Regelung der Fernteilnahme wird sicherge-
stellt, dass

— die Mitglieder in der Lage sind, ihr parlamentarisches
Mandat ungehindert auszuiiben, insbesondere ihr Recht,
im Plenum und in den Ausschiissen das Wort zu ergreifen,
abzustimmen und Texte einzureichen;

— alle Stimmen von den Mitgliedern einzeln und personlich
abgegeben werden;

— das System fiir die Fernabstimmung es den Mitgliedern
ermoglicht, bei ordentlichen Abstimmungen, namentlichen
Abstimmungen und geheimen Abstimmungen ihre Stimme
abzugeben und zu iiberpriifen, ob ihre Stimme als
abgegeben gezihlt wird;

— fiir alle Mitglieder, ungeachtet dessen, ob sie in den
Riumlichkeiten des Parlaments anwesend sind, ein ein-
heitliches Abstimmungssystem gilt;

— Atrtikel 167 im grofstmiglichen Umfang angewandt wird;

— die Informationstechnologielésungen, die den Mitgliedern
und ihren Mitarbeitern bereitgestellt werden, ,,technologie-
neutral” sind;

— die Beteiligung der Mitglieder an parlamentarischen
Aussprachen und Abstimmungen mit Hilfe sicherer
elektronischer Mittel erfolgt, die von den Dienststellen
des Parlaments unmittelbar und intern verwaltet und
betreut werden.
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3. Wenn der Prisident eine Entscheidung gemifS Absatz 1
trifft, legt er fest, ob sich diese Regelung nur auf die Ausiibung
der Rechte der Mitglieder im Plenum bezieht oder auch auf die
Ausiibung der Rechte der Mitglieder in den Ausschiissen
und/oder anderen Organen des Parlaments.

In seiner Entscheidung legt der Prisident auflerdem fest, wie
Rechte und Verfahren, die ohne die physische Anwesenheit der
Mitglieder nicht angemessen ausgeiibt bzw. durchgefiihrt
werden konnen, wihrend der Dauer der Regelung angepasst
werden.

Diese Rechte und Verfahren betreffen unter anderem

— die Art und Weise, in der die Anwesenheit bei einer Sitzung
oder einem Treffen gezihlt wird;

— die Bedingungen, unter denen eine Uberpriifung der
Beschlussfihigkeit beantragt wird;

— die Einreichung von Texten;

— Antrige auf getrennte und gesonderte Abstimmungen;
— die Aufteilung der Redezeit;

— die Ansetzung der Aussprachen;

— die Einreichung und Ablehnung von miindlich vorge-
brachten Anderungsantrigen;

— die Reihenfolge der Abstimmungen;

— die Fristen und Termine fiir die Festlegung der Tages-
ordnung und fiir Antriige zum Verfahren.

4. Zum Zweck der Anwendung der Bestimmungen der
Geschiiftsordnung im Hinblick auf die Beschlussfihigkeit und
Abstimmungen im Plenum gelten Mitglieder, die per Fern-
teilnahme teilnehmen, als physisch im Plenarsaal anwesend.

Abweichend von Artikel 171 Absatz 11 kénnen Mitglieder, die
in einer Aussprache nicht gesprochen haben, einmal pro
Sitzung eine schriftliche Erklirung abgeben, die dem ausfiihr-
lichen Sitzungsbericht dieser Aussprache beigefiigt wird.

Falls erforderlich, legt der Prisident die Art und Weise fest, in
der der Plenarsaal wihrend der Anwendung der Regelung der
Fernteilnahme von den Mitgliedern genutzt werden kann,
insbesondere die Hochstzahl der Mitglieder, die physisch
anwesend sein konnen.

5.  Entscheidet der Prisident gemifS Absatz 3 Unterabsatz 1,
die Regelung der Fernteilnahme auf Ausschiisse oder andere

Organe anzuwenden, gilt Absatz 4 Unterabsatz 1 entspre-
chend.
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6. Das Prisidium erlisst gemifl den in Absatz 2 fest-
gelegten Anforderungen und Normen MafSnahmen beziiglich
des Betriebs und der Sicherheit der im Rahmen dieses Artikels
eingesetzten elektronischen Mittel.

Abinderung 5
Geschiftsordnung des Europiischen Parlaments

Artikel 237 d (neu)

Derzeitiger Wortlaut Gednderter Text

Artikel 237d

Abhaltung einer Tagung oder Sitzung in getrennten Sit-
zungsriumen

Entscheidet der Prisident gemdfS Artikel 237a Absatz 3
Buchstabe ¢, die Abhaltung einer Tagung oder Sitzung des
Parlaments ganz oder teilweise in mehr als einem Sitzungs-
raum, einschlieflich gegebenenfalls dem Plenarsaal, zu ge-
statten, gelten die folgenden Bestimmungen:

— Die in diesem Kontext genutzten Sitzungsriume gelten
gemeinsam als Plenarsaal.

— Falls erforderlich kann der Prisident die Art und Weise
festlegen, in der die einzelnen Sitzungsriume genutzt
werden konnen, damit gewihrleistet ist, dass die Ab-
standsregeln eingehalten werden.




	Beschluss des Europäischen Parlaments vom 17. Dezember 2020 über Änderungen der Geschäftsordnung zur Aufrechterhaltung des Parlamentsbetriebs unter außergewöhnlichen Umständen (2020/2098(REG))

